
Die Familie gegen Familien
 

 

In Frankreich bildete sich erbitterter Widerstand gegen die
gesetzliche Gleichstellung Homosexueller durch die Öffnung der
Ehe und des Adoptionsrechts, in Form der Initiative „Manif
pour tous“. Hand in Hand marschierten konservative Gaullisten,
katholische  Integristen,  islamische  Fundamentalisten  und
Neonazis  für  die  Fortführung  der  Diskriminierung
gleichgeschlechtlicher  Partnerschaften.  Normalerweise  mögen
sich einige dieser Gruppierungen überhaupt nicht – dennoch
scheinen sie alle ein einheitliches Familienbild zu vertreten:
Mann, Frau und, wenn möglich, mehr als ein Kind. Es geht um
Fortpflanzung.  Und,  ginge  es  nach  ihnen,  so  sollte  dies
gesetzlich genau so festgeschrieben sein.

In Luxemburg hält sich dieser „Widerstand“ in Grenzen. Obwohl
Luxemburg  weitaus  weniger  säkular  ist  und  von  einem
laizistischen Staatsmodell nur träumen kann, hält sich hier
sogar die Führung der katholischen Kirche (noch?) weitgehend
zurück; vor allem im Vergleich zu andern Ländern. Das heißt
natürlich nicht, dass es in Luxemburg keine Schwulen- und
Lesbenfeindlichkeit gäbe, oder dass niemand mehr die Meinung
vertritt, die Frau habe sich dem Manne unterzuordnen und dürfe
nicht über ihren eigenen Körper bestimmen – diese Haltung ist
nur gesellschaftlich kaum organisiert. Zumindest außerhalb des
Parlaments, bzw. des Wahlkampfs.

Doch im Gegensatz zu unseren deutschen Nachbarn sind es in
Luxemburg  nicht  etwa  die  Christdemokraten,  die  der
Gleichberechtigung  homosexueller  Partnerschaften  im  Weg
stehen; denn selbst diese sind mittlerweile der Meinung, Ehe
und Adoption sollten für gleichgeschlechtliche Paare geöffnet
werden – wenn es auch etwas gedauert hat, bis diese Einsicht

https://www.goosch.lu/de/die-familie-gegen-familien/


endgültig kam.

Eine parlamentarisch vertretene Partei aber vertritt weiterhin
ganz  offen  die  Ansicht,  es  dürfe  nur  ein  gültiges
Familienmodell  geben  und  versucht  auf  diese  Weise,
Ressentiments  zu  schüren,  und  damit  auch  unzufriedene
konservative  Christdemokraten  an  sich  zu  binden:  die
Alternative  Demokratische  Reformpartei,  kurz  ADR.  Diese
einstmals sozialpopulistische Partei, die sich noch bis vor
einigen  Jahren  jeglicher  tiefer  gehender  gesellschaftlicher
Analyse enthielt, hat in den vergangenen Jahren, besonders
seit ihrem Zusammengehen mit dem Männerbund AHL (Association
des  Hommes  du  Luxembourg),  immer  mehr  eine  eindeutig
rechtskonservative  Haltung  angenommen.

Sie engagierte sich auf europäischer Ebene erst in der Allianz
für  ein  Europa  der  Nationen,  in  der  auch  die  offen
rassistische  Dänische  Volkspartei  und  die  postfaschistische
Alleanza  Nazionale  vertreten  waren,  und,  als  diese  sich
auflöste, in der Allianz der Europäischen Konservativen und
Reformisten.  Dort  sind  nicht  nur  die  isländische
Unabhängigkeitspartei  und  die  britischen  Konservativen
vertreten, sondern auch die klerikalfaschistisch orientierte
AKP der Türkei, die derzeit wieder die Grund- und Bürgerrechte
der  Menschen  beschneidet,  regelmäßig  kritische  Journalisten
einsperren  lässt  und  besonders  die  kurdische  Minderheit
unterdrückt.

Ihre schwulen- und lesbenfeindliche Haltung trifft nicht nur
gleichgeschlechtliche Paare.

In  der  ADR  verkörpert  diese  traditionalistische  Haltung
niemand  besser  als  Fernand  Kartheiser,  auch  wenn  seine
Kollegen im Parlament, Gast Gibéryen und besonders auch Roy
Reding,  der  jüngst  durch  einen  nicht  einmal  besonders
originellen homophoben Witz auffiel, diese Ansichten durchaus
teilen. Das geht so weit, dass Kartheiser den Erzbischof Jean-



Claude Hollerich des Ungehorsams der katholischen Obrigkeit
gegenüber bezichtigt – obwohl Hollerich nun wirklich nicht
dafür bekannt ist, sich offen gegen den Willen des Vatikans zu
stellen. Er hat nur nicht laut genug in den schwulen- und
lesbenfeindlichen Tenor Papst Joseph Ratzingers eingestimmt.
Er  hat  sich  ungenügend  darum  bemüht,  die  katholische
Mehrheitsbevölkerung  gegen  die  böse,  von  katholischen
Hardlinern  oft  beschworene  „Homolobby“  aufzuhetzen.

Dies will der ehemalige Offizier natürlich nicht auf sich
beruhen lassen. Und so lobt er in seinen Blogbeiträgen alte
katholische  Traditionen,  wie  die  Missionierung,  die
lateinische Messe und den universalen Wahrheitsanspruch der
einzig  wahren  Kirche,  sowie  die  Bemühungen  der  Pius-
Brüderschaft um katholische Restauration. Er betont, dass das
Leben bei der Befruchtung der Eizelle beginne und Abtreibung
deshalb  Mord  sei.  Logische  Folge  wäre  die  Forderung  nach
lebenslänglichem Gefängnis für Frauen, die diese „ungeborenen
Bürger“  im  Embryonalstadium  entfernen  lassen,  aus  welchem
Grund auch immer. Mindestens. Und wer Kondome benutzt, kommt
dann wohl wegen der Freiheitsberaubung potenziellen Lebens vor
Gericht.

„Traditionelle“ vs „minderwertige“ Ehe?

Deshalb definiert er die Ehe auch ganz klar: Es ist eine
Zweck-,  manchmal  auch  Liebesgemeinschaft  zweier
gegengeschlechtlicher Partner, die gefälligst Kinder zusammen
zeugen sollen. Dieses überaus eingeschränkte, von Kartheiser
als  „universal“  bezeichnete  Familienbild  will  er  auch
politisch für jeden durchgesetzt sehen. Wer davon abweicht,
braucht  sich  gar  keine  Anerkennung  vom  Staat  oder  der
Gesellschaft  zu  erwarten.  Dies  trifft  also  nicht  nur
Homosexuelle. Damit wütet der katholische Integrist auch gegen
alleinerziehende Eltern und kinderlose Paare. Wenn er auch
nicht  offen  fordert,  kinderlose  Ehen  per  Dekret  zu
annullieren, so stellt er diese doch als minderwertig dar
gegenüber der „traditionellen“ Ehe.



Weiter wird aber auch betont – und diese Argumentation findet
sich auch im ADR-Wahlprogramm – ein Kind bräuchte eine Mutter
und  einen  Vater,  also  eine  stereotyp  weibliche  und  eine
stereotyp männliche Bezugsperson. Damit macht er also Eltern,
die in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften sind, schlecht,
wie auch alleinerziehende Eltern. Diese nämlich können, laut
rechtskonservativer Argumentation, jeweils einen dieser beiden
Geschlechterpole nicht vorzeigen. Die Aussage ist aber auch
zutiefst frauenfeindlich; damit betont Kartheiser, ebenso wie
seine Partei, die grundsätzliche „Andersartigkeit“ der Frauen.
Und, auch wenn er es nicht so offen zugeben will, so meint er
doch implizit damit, die Mutter habe sich eben gefälligst auf
traditionelle „Kernaufgaben“ der Mutter zu beschränken – also
Haushalt, Gebärung und Erziehung der Kinder, usw. Weil die
Tradition das so verlangt.

Fernand K. alleine gegen die „schwule Weltverschwörung“.

Um  seinen  Rundumschlag  gegen  die  Beseitigung  struktureller
Diskriminierung zu rechtfertigen, greift Kartheiser auch gerne
mal in die verschwörungstheoretische Trickkiste – denn nichts
lenkt besser ab von bestehenden strukturellen Defiziten, als
wenn man eine Gruppe von „bösen Menschen“ für alles Schlechte
verantwortlich machen kann. In diesem speziellen Fall ist es
besonders  die  (nicht  näher  benannte)  „Homolobby“,  die
irgendwie  mit  ihrer  „Agenda“  die  traditionelle  Familie
„zerstören“ will. Deren politischer Verbündeter ist in seiner
kleinen Welt die „Linkskoalition“ – gemeint ist damit die
amtierende liberal dominierte Dreierkoalition. Auf deren Seite
seien seiner Ansicht nach aber auch die Oppositionsparteien
déi Lénk und CSV. Kartheiser alleine gegen die ganze Welt.

Warum die Familie „zerstört“ werden soll, in wessen Interesse
das sein sollte, bleibt hierbei im Dunkeln. Er schwafelt dabei
nur davon, dass man damit diffuse, nicht näher formulierte
„Gleichheitsfantasien“  realisieren  wolle.  Was  aber  an  der
Gleichheit  der  Menschen  –  in  diesem  Fall  besonders  der
Gleichheit vor dem Gesetz – schlecht sein soll, kann wohl nur



ein besonders konservativer Geist erahnen, der noch von der
„guten alten Zeit“ vor 1789 träumt.

Besonders  dreist  findet  Kartheiser  dabei  das  angebliche
„Verbot“ einer homophoben und frauenfeindlichen Veranstaltung
auf der Kinnekswiss am 2. Februar. Dies sei quasi der Beweis
für  die  „schwule  Weltverschwörung“  und  deren  „totalitäre“
Absichten. Dass das Verbot sich aber in erster Linie auf den
vorgeschlagenen Ort und die angemeldete Art der Veranstaltung
bezog, interessiert ihn hierbei wenig. Hauptsache „Diktatur!“
rufen.

Ein Verbot… der keiner war

Fakt ist; die Veranstaltung wurde deswegen nicht genehmigt,
weil die rechtskatholischen Veranstalter die Protestaktion wie
eine  private  Veranstaltung  aufziehen  wollten;  ein
Familienpicknick  mit  Workshops,  Glühwein  und  schwulen-  und
lesbenfeindlichen Parolen.

Auch war die Aktion bei der Anmeldung nicht eindeutig als
Protest bezeichnet worden. Für solche Veranstaltungen ist aber
dieser Park, eine der wenigen Grünflächen um die Innenstadt,
nicht vorgesehen. Pech gehabt. Aber der rechtskatholische Mob
wollte lieber, wie zuvor die Kollegen des Heiligen Rocks in
Trier, den Rasen kaputttrampeln, als in der Innenstadt etwas
öffentlichkeitswirksamer aufzutreten.

Besonders  schlimm  fand  er  aber,  dass  es  eine
Gegendemonstration geben sollte. Und das in einer Demokratie.
Da  sollte  man  doch  seine  Meinung  kritiklos  und  ohne
Widerspruch kundtun dürfen, oder? So versteht zumindest der
rechtskonservative  Abgeordnete  „Meinungsfreiheit“.  Und
Gegendemonstranten und die „totalitäre Linksregierung“ machen
ihm  diese  angeblich  streitig.  Trotzdem  ist  er  weiter
Abgeordneter. Trotzdem veröffentlicht er weiter ungestört eine
Hasstirade nach der anderen.

Weg vom Sozialstaat, rein in die traditionelle Familie



Mit einer solchen Haltung zeigen die Partei, ihre Abgeordneten
und  besonders  Fernand  Kartheiser  aber  auch,  was  für  eine
Vision sie für die Gesellschaft vertreten. Dies wird besonders
in  Kombination  mit  der  ADR-Sozial-  und  Wirtschaftspolitik
deutlich:  Wirtschaftliche  Deregulierung,  Sozialabbau,
Sparpolitik und Steuerpopulismus gehen hier Hand in Hand mit
der  Forderung  nach  Alleinherrschaftsanspruch  der
traditionellen Familie. Der Staat soll sich zurückziehen und
die Verantwortung wird an die staatlich anerkannten Familien
delegiert.

Dies  geschieht  am  besten,  wenn  dabei  traditionelle,  sich
reproduzierende  Familien  mit  möglichst  vielen  Kindern
bevorzugt werden. Wenn dann das garantierte Mindesteinkommen
RMG gekürzt wird, wie auch die ADR dies in ihrem Wahlprogramm,
hinter  geschicktem  Politikersprech  versteckt,  forderte,  und
wieder eine sogenannte „Rentenreform“ (de facto eine Kürzung
der  Rentenansprüche)  kommt,  verlieren  die  Betroffenen  ihre
persönliche Autonomie endgültig und sind auf die Hilfe ihrer
traditionellen Familie angewiesen.

Damit führt die rigide Haltung der rechtskonservativen Partei
in  Sachen  Familienpolitik  also,  neben  der  offenkundigen
Diskriminierung anderer Familienmodelle, zwangsläufig, Schritt
für  Schritt,  zurück  in  eine  Ära,  als  der  Sozialstaat
allenfalls  rudimentär  vorhanden  war  und  Familien  möglichst
groß sein sollten, damit die Eltern auch im Alter versorgt
sein  würden.  Die  ADR  will,  wenn  sie  ihre  eigene  Logik
fortführt, also, ob ihre Mitglieder sich dessen bewusst sind
oder  nicht,  hinter  den  Sozialstaat  zurück  in  eine
Gesellschaft, in der besonders Arme und Mitglieder der unteren
Mittelschicht  sich  nicht  auf  gesamtgesellschaftliche
Sicherungsmechanismen  verlassen  könnten,  sondern  gezwungen
wären, ihre Familienplanung der eigenen Selbsterhaltungslogik
zu  unterwerfen,  anstatt  diese  frei  zu  gestalten.
Gesellschaftliche  Solidarität  sucht  man  hier  vergebens  und
stößt  stattdessen  auf  archaisch  anmutenden  familiären



Paternalismus.


